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Absender : alle Grundstückseigentümer oder aufgrund von Vollmacht

Magistrat der Stadt Hungen

Kaiserstr. 7

35410 Hungen

Datum …
Kassenzeichen …
Bescheid über Festsetzung Grundsteuer B vom …
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den Bescheid vom … lege ich/legen wir bezüglich der Festsetzung der Grundsteuer B

W i d e r s p r u c h
ein.

Begründung:
Nach diesseitiger Auffassung gibt es für die Berechnung eines Hebesatzes von 470 % in 2021 keine Rechtsgrundlage.

Im Protokoll der Stadtverordnetenversammlung vom 06.02.2020 ist folgendes festgehalten:

„Stv. Marsfelde gibt das Ergebnis der Beratungen aus der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 30.01.2020 bekannt. Er informiert, dass in der Sitzung beschlossen wurde, die Notwendigkeit zur Erhöhung der Hebesätze für das Jahr 2021 neu zu prüfen.
…
In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 30.01.2020 ist nicht nur die Überprüfung der Erhöhung in 2021 beschlossen worden, sondern auch auf Antrag des Herrn Stadtverordneten Vornlocher die Befristung der Grundsteuererhöhung auf ein Jahr.
Im Protokoll der Stadtverordnetenversammlung vom 06.02.2020 ist dementsprechend folgendes festgehalten:

Stv. Fellner von Feldegg beantragt, die Grundsteuer B im Haushalt 2020 auf 470 % festzusetzen.“
Dieser Antrag wurde mit deutlicher Stimmenmehrheit angenommen.

Nach diesseitiger Auffassung ist der Hebesatz nicht auf unbestimmte Zeit, sondern nur im Haushaltsjahr 2020 erhöht worden, mit der Folge, dass für das Haushaltsjahr 2021 wieder der ursprüngliche Hebesatz von 400 % in Ansatz zu bringen ist. § 99 II HGO ist insoweit nicht einschlägig. Beschlüsse über eine erneute Erhöhung sind bislang nicht gefasst worden, so dass der Bescheid betreffend die Festsetzung der Grundsteuer B rechtswidrig ist.

Ich bitte um Übersendung eines entsprechend geänderten Grundsteuerbescheids und um Erstattung der zu Unrecht erhobenen Steuer auf das bekannte Konto.

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift

(von allen Grundstückseigentümern oder aufgrund von Vollmacht)

